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(2) In den Investitionsleistungsverträgen sind Preis- 
zu- und -abschläge für die über- und Unterschreitung 
der in der Aufgabenstellung festgelegten Kennziffern 
zu vereinbaren.

(3) Für die Verkürzung des Zeitraumes der Invesli- 
tionsdurchführung sollen Preiszuschläge vereinbart 
werden. Das gleiche gilt, wenn durch verspätete Über­
gabe der Unterlagen der Investitionsvorbereitung die 
planmäßige Investitionsdurchführung behindert wird. 
In diesen Fällen soll gleichzeitig vereinbart werden, 
ob oder in welchem Umfang der Preiszuschlag bei 
Nichteinhaltung der vereinbarten Leistungszeit zu ge­
währen ist.

§19
Nachweis der Funktions-, Lcistungs- und 

Nutzungsfähigkeit
(1) Die Auftragnehmer sind verpflichtet, die Funk­

tions- bzw. Leistungs- oder Nutzungsfähigkeit der 
durchgeführten Investition vor der Abnahme nachzu­
weisen, soweit es deren Eigenart erfordert oder es in 
anderen gesetzlichen Bestimmungen vorgeschrieben ist. 
Ist ein anderer als ein Auftragnehmer Verfahrensträ­
ger, so ist dieser zur Mitwirkung verpflichtet.

(2) Die Funktionsfähigkeit aller Aggregate, Maschi­
nen und Sicherheitseinrichtungen und deren funktio­
nelles Zusammenwirken ist nach abgeschlossener Mon­
tage durch die Funktionsprobe nachzuweisen

(3) Die Nutzungs- und Leistungsfähigkeit einer An­
lage entsprechend der bestätigten Aufgabenstellung ist 
unter betriebsüblichen Bedingungen durch den Probe­
betrieb nachzuweisen.

(4) Die Nutzungsfähigkeit des bautechnischen Teils 
der Investition ist durch eine Begehung festzustellen.

(5) Die Mitwirkungshandlungen der beteiligten Be­
triebe, insbesondere die Bereitstellung des zukünftigen 
Bedienungspersonals für den Probebetrieb, sind ver­
traglich zu vereinbaren. Die technischen und organisa­
torischen Einzelheiten der Funktionsprobe und des 
Probebetriebes können in einem Erprobungsprogramm 
festgelegt werden.

§20
Grundsätze der Abnahme

(1) Mit der Abnahme erkennt der Auftraggeber an, 
daß die Investitionsleistung entsprechend der vertrag­
lichen Vereinbarung ausgeführt wurde und keine Män­
gel aufweist, die die Funktions- bzw. Leistungs- oder 
Nutzungsfähigkeit beeinträchtigen. Erfüllt eine Investi­
tionsleistung diese Voraussetzungen, so ist sie vom 
Auftragnehmer zu übergeben und vom Auftraggeber 
zu übernehmen.

(2) Das Angebot zu der für die Vertragserfüllung not­
wendigen Abnahme setzt voraus, daß die Funktions­
probe oder sow'eit erforderlich der Probebetrieb erfolg­
reich durchgeführt sind, und wenn dies gesetzlich vor­
geschrieben oder vereinbart ist, die sicherheitstech­
nische Abnahme durch staatliche Kontroll- und Über­
wachungsorgane erfolgt ist. Die sicherheitstechnische 
Abnahme kann auch in der Zeit zwischen dem Angebot 
zur Abnahme und der Abnahme durchgeführt werden. 3

(3) Die Abnahme hat auch dann zu erfolgen, wenn 
die Funktionsprobe bzw. der Probebetrieb aus Grün­
den, die der Auftragnehmer nicht zu vertreten hat, 
nicht durchgeführt werden können und die weiteren 
Voraussetzungen zur Abnahme vorliegen.

(4) Die Abnahme von selbständig nutzbaren Teilvor­
haben und Investitionsobjekten (Teilabnahmen) kann 
vertraglich vereinbart werden.

(5) Eine Ingebrauchnahme vor der Abnahme gilt als 
Teil- oder Endabnahme, wenn dem keine gesetzliche 
Regelung entgegensteht oder die Partner nichts ande­
res vereinbart haben. Dem Auftraggeber stehen Forde­
rungen wegen der bei der Ingebrauchnahme feststell­
baren Mängel nur zu, wenn er diese innerhalb eines 
Monats nach der Ingebrauchnahme angezeigt hat.

(6) Die Betriebe können zur Kontrolle der qualitäts­
gerechten Produktion Zwischenabnahmen vereinbaren. 
Sie bewirken keinen Gefahrenübergang und setzen die 
Garantiefrist nicht in Lauf.

(7) Erfordert der Umfang oder die technische Kom­
pliziertheit einer Investition die Bildung einer Ab­
nahmekommission, so sollen deren Einsatz und ihre 
Rechte und Pflichten vereinbart werden. Zur Unterstüt­
zung der Abnahmekommission kann ein Anfahrstab 
eingesetzt werden.

(8) Der Auftragnehmer ist verpflichtet, dem Auftrag­
geber zum vereinbarten Termin oder, wenn eine Ter­
minvereinbarung nicht getroffen wurde, bei der Ab­
nahme die für den Betrieb und die Nutzung der Inve­
stition erforderliche Dokumentation zu übergeben. Der 
Umfang der zu übergebenden Dokumentation und die 
Anzahl der Ausfertigungen sind im Vertrag feslzu- 
legen.

§21
Abnahmeverfahren

(1) Das Angebot zur Abnahme hat spätestens 2 Wo­
chen vor dem Abnahmetermin zu erfolgen, soweit 
nichts anderes festgelegt ist.

(2) Über Zwischen- und Endabnahmen einschließlich 
Teilabnahmen sind Abnahmeprotokolle zu fertigen, die 
von den beteiligten Betrieben zu unterzeichnen sind. 
Den bei der Abnahmehandlung nicht anwesenden Be­
trieben ist das Abnahmeprotokoll durch den jeweiligen 
Vertragspartner zumindest auszugsweise zu übersenden.

(3) Die Abnahmeprotokolle müssen die getroffenen 
Feststellungen enthalten. Insbesondere sind die fest- 
gestellten Mängel sowie die Art und Weise und die 
Frist ihrer Beseitigung aufzunehmen. Es ist des wei­
teren festzulegen, ob und wann die Nachbesserungs­
arbeiten abgenommen werden sollen.

Garantie
§22

(1) Für alle Investitionsleistungen ist Garantie zu ge­
währen.

(2) Der Auftraggeber ist zur sachgemäßen Behand­
lung und Nutzung der Investition verpflichtet. Der 
Auftragnehmer garantiert nicht, wenn Mängel an der 
Investition durch die Verletzung dieser Pflicht verur­
sacht worden sind.

(3) Die Garantiepflicht entfällt auch dann, wenn der 
Mangel auf die vom Auftraggeber übergebene Doku­
mentation oder eine von ihm zur Verfügung gestellte 
Vorleistung zurückzuführen ist. Dies gilt nicht, wenn 
der Auftragnehmer den Mangel bei zumutbarem Ver­
halten hätte erkennen können.


